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Drucksache 16 / 8258

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Verkehr

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der  
Fraktion der CDU
– Drucksache 16/8123

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Planung, Organi-
sation und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU – Drucksache 
16/8123 – zuzustimmen.

17. 06. 2020

Der Berichterstatter:  Der Vorsitzende:

Martin Rivoir    Karl Rombach

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr behandelt den Gesetzentwurf der Fraktion der GRÜNE 
und der Fraktion der CDU – Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Planung, 
Organisation und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs –, Drucksache 
16/8123, in seiner 35. Sitzung am 17. Juni 2020.

In die Beratung mit einbezogen wurden die vorab den Mitgliedern des Ausschus-
ses für Verkehr elektronisch übersandten Stellungnahmen der Kommunalen Lan-
desverbände, des Verbands Baden-Württembergischer Omnibusunternehmer e. V. 
sowie des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. Landesgruppe Baden-
Württemberg.

A l l g e m e i n e  A u s s p r a c h e

Eine Abgeordnete der Fraktion der GRÜNE erklärt, sie begrüße, dass die Landes-
regierung nach Ausbruch der Coronapandemie die Gespräche mit den Trägern des 
öffentlichen Personennahverkehrs schnell gesucht habe, um das Angebot aufrecht-
zuerhalten. Der vorliegende Gesetzentwurf sehe vor, dass zum 1. April 2020, zum 
1. Juni 2020 und zum 1. Oktober 2020 eine vorgezogene Abschlagszahlung an die 
kommunalen Aufgabenträger erfolge, um die Liquidität dieser abzusichern. 
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Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU erklärt, sie wolle die Aussagen ihrer Vor-
rednerin bekräftigen. Der vorliegende Gesetzentwurf verdeutliche, dass das Land 
für den öffentlichen Personennahverkehr Sorge trage. Darüber hinaus würden wei-
tere Mittel aufgewandt würden, um das Angebot aufrechtzuerhalten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD merkt an, seine Fraktion halte den vorlie-
genden Gesetzentwurf für pragmatisch. Nach seinen Informationen wollten aller-
dings einige Landkreise einen Teil der Mittel für den öffentlichen Personennahver-
kehr nicht weiterreichen. Ihn interessiere Näheres hierzu. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, die Liquidität der Aufga-
benträger sicherzustellen sei dringend notwendig. Es solle nachdrücklich darauf 
eingewirkt werden, dass die Landkreise die Mittel wie vorgesehen aufwendeten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD führt aus, auch seine Fraktion wolle dem 
vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen und er bitte ebenfalls um Informationen 
zur Aufwendung der Mittel. Er würde es zudem begrüßen, eine Regelung zu fin-
den, damit falls nötig vorgezogene Auszahlungen künftig nicht erneut über eine 
Gesetzesänderung vorgenommen werden müssten. 

Der Minister für Verkehr legt dar, der vorliegende Gesetzentwurf sehe nicht vor, 
dass die Mittel für den öffentlichen Personennahverkehr erhöht, sondern dass sie 
vorzeitig ausgezahlt würden. Die Aufgabe, die Mittel entsprechend weiterzurei-
chen, obliege den Kommunen. 

Ein Mitarbeiter des Verkehrsministeriums ergänzt, derzeit werde an dem Entwurf 
eines Gesetzes gearbeitet, aus dem hervorgehe, dass dem Personennahverkehr 
künftig weitere Mittel zur Verfügung stünden, wie diese aufgeteilt würden und das 
vorgezogene Auszahlungen ermögliche. 

A b s t i m m u n g

Der Ausschuss beschließt ohne förmliche Abstimmung, dem Plenum zu empfeh-
len, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

15. 07. 2020

Rivoir



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 8258

3



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 8258

4



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 8258

5



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 8258

6


